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Sachgebiet 793 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Seefischereigesetzes 
— Drucksache 10/1021 — 


A. Problem 

Nach Erlaß der grundlegenden Verordnungen für eine ge- 
meinschaftliche Fischereipolitik der EG und der Proklama- 
tion einer Fischereizone der Bundesrepublik Deutschland in 
der Nordsee ab 1. Januar 1977 und einer Fischereizone in der 
Ostsee ab 15. Juni 1978 ist die Fischereiausübung in diesen 
Bereichen sowie im Küstenmeer neu zu ordnen. 


B. Lösung 

Mit dem Entwurf soll das Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 
abgelöst werden. Die Ausübung der Fischerei in den Fische- 
reizonen der Bundesrepublik Deutschland wird neu geregelt. 
Für Drittländer gilt grundsätzlich in diesen Fischereizonen 
ein Fischereiverbot. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten soll ermächtigt werden, im Ver- 
ordnungsweg Durchführungsbestimmungen zu erlassen. Ver- 
stöße hiergegen und gegen das Gesetz sollen mit einer Geld- 
buße bis zu 150 000 DM geahndet werden können. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1021 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 9. April 1984 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Eigen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Seefischereigesetzes 
— Drucksache 10/1021 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Seefischereigesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Seefischerei übt aus, wer auf See berufsmäßig 
Fische fängt, zu fangen versucht, an Bord nimmt 
oder in anderer Weise gewinnt. Die Grenze der See- 
fischerei verläuft wie die Grenze der Seefahrt nach 
§ 1 der Dritten Durchführungsverordnung zum 
Flaggenrechtsgesetz. 

(2) Fische im Sinne dieses Gesetzes sind Seefi- 
sche, Schalen- und Krustentiere, Meeressäugetiere 
sowie andere fischereilich genutzte Meereslebewe- 
sen mit Ausnahme der dem Jagdrecht unterliegen- 
den Tierarten. 

(3) Gemeinschaftliches Fischereirecht im Sinne 
dieses Gesetzes sind die einschlägigen Bestimmun- 
gen des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie die Rechtsakte des 
Rates und der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften, die die Ausübung der Seefischerei im 
Hinblick auf den Schutz der Fischbestände und die 
Erhaltung der biologischen Schätze des Meeres, die 
Überwachung der Ausübung der Seefischerei oder 
die gemeinsame Strukturpolitik für die Fischwirt- 
schaft regeln. 

(4) Kontrollbeamter im Sinne dieses Gesetzes ist 
jeder in der Überwachung der Fischerei auf See 
eingesetzte Bedienstete des Bundes oder eines Lan- 
des. 

§2 

Ermächtigungen 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates im 
fischereilichen Interesse , zur Durchführung des ge- 
meinschaftlichen Fischereirechts oder zur Erfül- 
lung von Verpflichtungen aus internationalen Seefi- 
scherei-Übereinkommen 


Entwurf eines Seefischereigesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

unverändert 


§2 

Ermächtigungen 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Erhaltung und wirtschaftlichen Nutzung von 
Fischbeständen, zur Durchführung des gemein- 
schaftlichen Fischereirechts oder zur Erfüllung von 
Verpflichtungen aus internationalen Seefischerei- 
Übereinkommen 
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Entwurf Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. zu verbieten, Fische bestimmter Arten zu fan- 1. unverändert 
gen, an Bord zu behalten, anzulanden oder zu 

verkaufen, 

2. die Ausübung der Seefischerei mengenmäßig, 2. unverändert 
zeitlich, räumlich oder in anderer Weise zu be- 
schränken, 

3. die Benutzung von Fanggeräten, Fang- und Ver- 3. unverändert 
arbeitungsvorrichtungen sowie die Anwendung 

von Fangmethoden vorzuschreiben, zu verbieten 
oder zu beschränken, 

4. die Pflicht zu Aufzeichnungen, Auskünften oder 4. unverändert 
sonstigen Meldungen aufzuerlegen, soweit es er- 
forderlich ist, um die Einhaltung der Beschrän- 
kungen überwachen, den Fischereiaufwand fest- 
stellen oder die Entwicklung der Fischbestände 

verfolgen zu können. 


§3 

Fangerlaubnisse 

(1) Wenn die Ausübung der Seefischerei auf (1) unverändert 
Grund des gemeinschaftlichen Fischereirechts oder 

auf Grund einer Verordnung nach § 2 Nr. 2 mengen- 
mäßig beschränkt wird, bedarf sie der Erlaubnis 
(Fangerlaubnis). Diese wird im Rahmen der verfüg- 
baren Fangmengen erteilt. Die Fangerlaubnis darf 
nur versagt werden, wenn 

1. die Antragsfrist versäumt und die verfügbare 
Fangmenge verteilt ist, 

2. die zuletzt erteilte Fangerlaubnis erheblich 
überschritten oder mißbraucht worden ist oder 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Antragsteller die Fangerlaubnis nicht selbst nut- 
zen wird. 

Die Fangerlaubnis darf mit den Nebenbestimmun- 
gen versehen werden, die im fischereilichen Inter- 
esse oder zur Durchführung des gemeinschaftli- 
chen Fischereirechts erforderlich sind. 

(2) Bei der Bemessung der Zuteilungen soll der (2) unverändert 
Leistungsfähigkeit und Eignung der Fischereibe- 
triebe, ihrer bisherigen Teilnahme an der betreffen- 
den Fischerei, dem wirtschaftlichen Einsatz der Fi- 
schereiflotte und der bestmöglichen Versorgung des 

Marktes Rechnung getragen werden; ferner kann 
berücksichtigt werden, ob Fischereibetriebe durch 
ein Verbot oder eine andere Beschränkung des 
Fischfangs besonders betroffen sind. 

(3) Für die Erteilung der Fangerlaubnisse ist das (3) unverändert 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft 

(Bundesamt) zuständig. Es soll die betroffenen be- 
rufsständischen Wirtschaftsverbände vor der Ent- 
scheidung, insbesondere bei der Festlegung der Zu- 
teilungsmerkmale, hören. Ferner sind die betroffe- 
nen Bundesländer (Länder) anzuhören, wenn die 
Grundzüge für die Erteilung der Fangerlaubnisse 
festgelegt werden. 


§3 

Fangerlaubnisse 
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Entwurf 

(4) Das Bundesamt kann juristischen Personen, 
zu denen sich Fischereibetriebe zusammenge- 
schlossen haben, Sammelerlaubnisse für alle Mit- 
glieder mit dem Auftrag erteilen, ihren Mitgliedern 
im Rahmen der Sammelerlaubnis Fangerlaubnisse 
nach Maßgabe des Absatzes 1 zu erteilen. Die be- 
auftragten Stellen unterliegen insoweit der Fach- 
aufsicht des Bundesamtes. 

(5) Soweit das Bundesamt Fangerlaubnisse erteilt 
oder deren Erteilung ablehnt oder unterläßt, gilt als 
Sitz des Bundesamtes der Dienstort seiner Außen- 
stelle Hamburg. 

§4 

Abgaben 

Auf Abgaben nach dem gemeinschaftlichen Fi- 
schereirecht ist die Abgabenordnung entsprechend 
anzuwenden. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates besondere Vorschriften über das Ver- 
fahren bei solchen Abgaben zu erlassen. In Rechts- 
verordnungen nach Satz 2 können die Pflicht zu 
Aufzeichnungen, Auskünften, Anzeigen oder sonsti- 
gen Meldungen sowie bei nicht rechtzeitiger Zah- 
lung die Pflicht zur Entrichtung von Zinsen bis zu 
3 vom Hundert über dem Diskontsatz der Deut- 
schen Bundesbank vorgeschrieben werden. 

§5 

Fischereizonen 

(1) In den Fischereizonen der Bundesrepublik 
Deutschland (Fischereizonen) gelten das gemein- 
schaftliche Fischereirecht, dieses Gesetz sowie die 
sonstigen seefischereirechtlichen Vorschriften des 
Bundes und der Länder auch für die Ausübung der 
Seefischerei von Fischereifahrzeugen aus, die nicht 
berechtigt sind, die Bundesflagge zu führen. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten macht die Grenzen der Fischereizonen im 
Bundesgesetzblatt bekannt. 

(2) In den Fischereizonen bedarf die Seefischerei 
einer besonderen Genehmigung, wenn sie 

1. von Fischereifahrzeugen aus, die nicht berech- 
tigt sind, die Flagge eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu füh- 
ren, 

2. von Fischereifahrzeugen aus, die berechtigt 
sind, die Flagge eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft als 
der Bundesrepublik Deutschland zu führen, in- 
nerhalb von zwölf Seemeilen, gemessen von den 
Basislinien aus, 

ausgeübt wird, soweit diese Fahrzeuge nicht auf 
Grund des gemeinschaftlichen Fischereirechts ei- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
(4) unverändert 


(5) Soweit das Bundesamt Fangerlaubnisse erteilt 
oder deren Erteilung ablehnt oder unterläßt, gilt als 
Sitz des Bundesamtes für die Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichts der Dienstort seiner Außen- 
stelle Hamburg. 

§4 

unverändert 


§5 

Fischereizonen 

(1) unverändert 


(2) In den Fischereizonen und im Küstenmeer 
bedarf die Seefischerei einer besonderen Genehmi- 
gung, wenn sie 

1. unverändert 


2. unverändert 


ausgeübt wird, soweit diese Fahrzeuge nicht auf 
Grund des gemeinschaftlichen Fischereirechts ei- 
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Entwurf 

nen Rechtsanspruch auf die Fischerei haben. Die 
besonderen Genehmigungen erteilt das Bundesamt. 
§ 3 Abs. 1, 2, 3 Satz 3 und Abs. 5 gilt entsprechend. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die 
Grenzen der dem Küstenmeer der Bundesrepublik 
Deutschland vorgelagerten Seegebiete festzulegen, 
in deren Bereich die Bundesrepublik Deutschland 
im Rahmen des gemeinschaftlichen Fischereirechts 
hoheitliche Rechte zum Zwecke der Erhaltung und 
Nutzung der Fischbestände ausübt, solange die 
Grenzen der Fischereizonen noch nicht festgesetzt 
sind. Die nach Satz 1 festgelegten Seegebiete gelten 
als die Fischereizonen im Sinne dieses Gesetzes. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

nen Rechtsanspruch auf die Fischerei haben. Die 
besonderen Genehmigungen erteilt das Bundesamt. 
§ 3 Abs. 1, 2, 3 Satz 3 und Abs. 5 gilt entsprechend. 

(3) unverändert 


§6 


Überwachung der Fischerei auf See 


(1) Die dem Bund nach § 1 Nr. 3 Buchstabe c des 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiete der Seeschiffahrt auf der Hohen See oblie- 
gende Überwachung der Fischerei wird durch den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten oder von ihm bestimmte Behörden des 
Bundes ausgeübt. Auf Grund einer Vereinbarung 
zwischen dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und dem jeweiligen 
Land können Behörden der Länder auf der Hohen 
See und Behörden des Bundes innerhalb des Kü- 
stenmeeres die Fischerei überwachen. Auf Grund 
des gemeinschaftlichen Fischereirechts oder einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung kann auch der 
Fischereiaufsichtsdienst eines anderen Staates die 
Fischerei auf See überwachen. 

(2) Der Überwachung unterliegen 

1. alle Fischereifahrzeuge in den Fischereizonen, 

2. Fischereifahrzeuge, die berechtigt sind, die Bun- 
desflagge zu führen, auch in allen anderen See- 
gebieten. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
für die Überwachung der Fischerei auf See erfor- 
derlichen Einzelheiten zu regeln. In der Rechtsver- 
ordnung kann insbesondere vorgeschrieben wer- 
den, daß Überwachungsmaßnahmen zu dulden und 
zu unterstützen, Weisungen eines Kontrollbeamten 
unverzüglich zu befolgen und Auskünfte über 
Fänge und Fangtätigkeit zu erteilen sind. 

(4) Wenn der Führer oder ein Besatzungsmitglied 
eines Fischereifahrzeuges in einer Fischereizone 
eine Überwachungsmaßnahme nicht duldet oder 
nicht unterstützt oder die Weisung eines Kontroll- 
beamten nicht unverzüglich befolgt, können die 
Kontrollbeamten unmittelbaren Zwang gegen Per- 
sonen und Sachen anwenden. Bei der Überwachung 
durch Kontrollbeamte des Bundes gilt insoweit das 
Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Aus- 


§6 

Überwachung der Fischerei auf See 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
für die Überwachung der Fischerei auf See erfor- 
derlichen Vorschriften zu erlassen. In der Rechts- 
verordnung kann insbesondere vorgeschrieben 
werden, daß Überwachungsmaßnahmen zu dulden 
und zu unterstützen, Weisungen eines Kontrollbe- 
amten unverzüglich zu befolgen und Auskünfte 
über Fänge und Fangtätigkeit zu erteilen sind. 

(4) unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Übung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte 
des Bundes. Die Kontrollbeamten haben bei Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 9 dieselben Rechte und 
Pflichten wie die Beamten des Polizeidienstes nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten; sie können 
im Bußgeldverfahren Beschlagnahmen, Durchsu- 
chungen und Untersuchungen nach den für Hilfsbe- 
amte der Staatsanwaltschaft geltenden Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung vornehmen. 

§7 §7 

Überwachung der Fischerei an Land unverändert 

Die zuständigen Behörden der Länder und das 
Bundesamt können, soweit sie dieses Gesetz in den 
Häfen und zu Lande ausführen, Auskünfte und die 
Vorlage geschäftlicher Unterlagen, der Schiffstage- 
bücher, Logbücher und anderer Aufzeichnungen 
von Fischern, Fischereibetrieben und ihren wirt- 
schaftlichen Zusammenschlüssen sowie Fischhan- 
delsbetrieben und Fischmarktverwaltungen verlan- 
gen. Sie können zu diesem Zweck auch Prüfungen 
bei den Auskunftspflichtigen vornehmen. Die Aus- 
kunftspflichtigen haben die Auskünfte zu erteilen, 
die Unterlagen vorzulegen und die Prüfungen zu 
dulden. 

§8 §8 

Gemeinsame Vorschriften für die Überwachung unverändert 

(1) Der nach einer auf Grund des § 6 Abs. 3 erlas- 
senen Verordnung oder der nach § 7 Auskunfts- 
pflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen ver- 
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf- 
gerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus- 
setzen würde. 

(2) Die Kontrollbeamten sowie die bei der Über- 
wachung nach § 7 eingesetzten Bediensteten dürfen 
ihre Befugnisse nur insoweit ausüben, wie dies er- 
forderlich ist, um die Einhaltung der fischereirecht- 
lichen Vorschriften zu überwachen. Sie sind befugt, 
dabei Fahrzeuge, Betriebsräume, Grundstücke und 
Geschäftsräume zu betreten. Außerhalb der Be- 
triebs- und Geschäftszeiten und hinsichtlich der 
Räume, die zugleich Wohnzwecken dienen, dürfen 
diese Befugnisse nur zur Verhütung dringender Ge- 
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
ausgeübt werden; insoweit wird das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 


§9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung nach den §§ 2 oder 6 
Abs. 3 zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 


§9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unverändert 
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Entwurf 

stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist, 

2. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung 
mit § 3 Abs. 4 Satz 1, die Seefischerei ohne Fang- 
erlaubnis ausübt oder einer vollziehbaren Auf- 
lage nach § 3 Abs. 1 Satz 3, auch in Verbindung 
mit § 3 Abs. 4 Satz 1, zuwiderhandelt, 

3. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 1 die Seefischerei ohne 
besondere Genehmigung ausübt, 

4. entgegen § 7 Satz 3 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig erteilt, Unterlagen 
nicht vorlegt oder eine Prüfung nicht duldet 
oder 

5. einem Gebot oder Verbot des gemeinschaftli- 
chen Fischereirechts (§ 1 Abs. 3) zuwiderhandelt, 
soweit eine Rechtsverordnung nach Absatz 4 für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 und 5 auch dann geahndet wer- 
den, wenn sie in einer Fischereizone auf einem 
Schiff begangen wird, das nicht berechtigt ist, die 
Bundesflagge zu führen. 

(4) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die 
Tatbestände zu bezeichnen, die als Ordnungswid- 
rigkeit nach Absatz 1 Nr. 5 geahndet werden kön- 
nen, soweit es zur Durchsetzung des gemeinschaft- 
lichen Fischereirechts erforderlich ist. 

(5) Fanggeräte und -Vorrichtungen und Fische, 
auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
bezieht oder die zu ihrer Begehung gebraucht wor- 
den oder bestimmt gewesen sind, können eingezo- 
gen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten ist anzuwenden. 

§10 

Regelungsbefugnisse der Länder 

Die Länder können zur Regelung der Seefische- 
rei weitere Vorschriften erlassen, soweit dieses Ge- 
setz keine Regelung trifft und der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von sei- 
ner Ermächtigung nach § 2 keinen Gebrauch macht. 
Sie können im Interesse der auf Dauer bestmögli- 
chen Nutzung und Erhaltung der Fischbestände die 
Ausübung des Fischfangs Beschränkungen unter- 
werfen, die über eine bundesrechtliche Regelung 
hinausgehen. Die Vorschriften der Länder haben 
sich im Rahmen des gemeinschaftlichen Fischerei- 
rechts zu halten. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


2. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung 
mit § 3 Abs. 4 Satz 1, die Seefischerei ohne Fang- 
erlaubnis ausübt oder einer vollziehbaren Auf- 
lage nach § 3 Abs. 1 Satz 4, auch in Verbindung 
mit § 3 Abs. 4 Satz 1, zuwiderhandelt, 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu einhundertfünfzigtausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§10 

unverändert 
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§11 

Änderung des Gesetzes 
über die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft 

Dem § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Au- 
ßenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7840-1, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 27 des 
Gesetzes vom 23. Juni 1976 (BGBl. I S. 1608) geän- 
dert worden ist, wird angefügt: 

„, soweit nicht § 3 Abs. 5 des Seefischereigesetzes in 
Verbindung mit § 12 Abs. 1 des Ernährungssicher- 
stellungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 4. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1075) etwas 
anderes bestimmt.“ 

§12 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 296 a des Strafgesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1975 (BGBl. I S. 1), 
das zuletzt durch Gesetz vom 7. August 1981 
(BGBl. I S. 808) geändert worden ist, wird aufgeho- 
ben. 

§13 

Änderung der Durchführungsverordnungen zum 
Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 

In 

1. § 10 der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 vom 26. August 
1971 (BGBl. I S. 1065), die zuletzt durch Verord- 
nung vom 18. August 1975 (BGBL II S. 1185) ge- 
ändert worden ist, 

2. § 5 Abs. 1 und 2 der Zweiten Durchführungsver- 
ordnung zum Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 
vom 25. Januar 1972 (BGBl. II S. 34), die zuletzt 
durch Verordnung vom 25. Juli 1979 (BGBL II 
S. 831) geändert worden ist, 

3. §4 der Dritten Durchführungsverordnung zum 
Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 vom 6. Septem- 
ber 1972 (BGBl. II S. 1109), die zuletzt durch Ver- 
ordnung vom 19. Juli 1978 (BGBL II S. 1015) ge- 
ändert worden ist, 

4. § 10 der Vierten Durchführungsverordnung zum 
Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 vom 27. Mai 
1977 (BGBL II S. 471), die zuletzt durch Verord- 
nung vom 2. Dezember 1980 (BGBL II S. 1475) ge- 
ändert worden ist, und in 

5. § 6 der Fünften Durchführungsverordnung zum 
Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 vom 15. März 
1982 (BGBL II S. 258) 

werden jeweils die Worte „im Sinne des Artikels 6 
Abs. 1 des Seefischerei-Vertragsgesetzes 1971“ 
durch die Worte „im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 des 
Seefischereigesetzes“ ersetzt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§11 

unverändert 


§12 

unverändert 


§13 

Änderung der Durchführungsverordnungen zum 
Seefischerei- Vertragsgesetz 1971 

In 

1. § 10 der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 vom 26. August 
1971 (BGBL II S. 1065), die zuletzt durch Verord- 
nung vom 18. August 1975 (BGBL II S. 1185) ge- 
ändert worden ist, 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


werden jeweils die Worte „im Sinne des Artikels 6 
Abs. 1 des Seefischerei-Vertragsgesetzes 1971“ 
durch die Worte „im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 des 
Seefischereigesetzes“ ersetzt. 


9 



Drucksache 10/1335 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Entwurf 
§14 

Berlin -Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§15 §15 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten des unverändert 

Seefischerei - Vertragsgesetzes 197 1 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Seefischerei- Vertragsge- 
setz 1971 vom 25. August 1971 (BGBl. II S. 1057), zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 10. September 1976 
(BGBl. II S. 1542), außer Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§14 

unverändert 


10 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1335 


Bericht des Abgeordneten Eigen 


I. Allgemeines 

Der Entwurf wurde in der 59. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 15. März 1984 an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
überwiesen. Der Ausschuß hat sich in seiner Sit- 
zung am 4. April 1984 mit der Vorlage befaßt und ihr 
im wesentlichen zugestimmt. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

Infolge der neueren seerechtlichen Entwicklung hat 
die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1976 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1977 in der Nordsee eine 
Fischereizone errichtet. In der Ostsee geschah dies 
mit Wirkung vom 15. Juni 1978 mit der Proklama- 
tion vom 18. Mai 1978. Nach Erlaß der grundlegen- 
den EG-Verordnungen über die gemeinschaftliche 
Fischereipolitik im Januar 1983 sind die Mitglied- 
staaten nach Artikel 5 des EWG-Vertrages ver- 
pflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
um die Durchführung und Einhaltung des unmittel- 
bar geltenden Gemeinschaftsrechts, also auch des 
Fischereirechts, zu gewährleisten. Diese fischerei- 
politischen Entscheidungen sind vor dem Hinter- 
grund der Ergebnisse der 3. Seerechtskonferenz der 
Vereinten Nationen zu sehen. Der Entwurf trägt 
dieser Entwicklung Rechnung und bezweckt, das 
gemeinschaftliche Fischereirecht durchzuführen 
sowie die aus der seerechtlichen und fischereipoliti- 
schen Entwicklung sich ergebenden Rechtsfolgen 
festzulegen. Das Gesetz soll insbesondere auch die 
Fischereiausübung für Fischereifahrzeuge fremder 
Staaten und der DDR regeln. Das im wesentlichen 
überholte Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 soll ab- 
gelÖst werden. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die eingehende 
Begründung des Entwurfs verwiesen. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu §2 

Der Ausschuß ist hier der Stellungnahme des Bun- 
desrates, der die Bundesregierung zugestimmt hat, 
gefolgt. 


Zu § 3 

Zu Absatz 4 ist der Ausschuß der Gegenäußerung 
der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates gefolgt. 


Zu Absatz 5 folgte der Ausschuß jedoch der Stel- 
lungnahme des Bundesrats, der die Bundesregie- 
rung zugestimmt hat. 


Zu § 5 

Der Ausschuß ist hier der Gegenäußerung der Bun- 
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 
gefolgt und hat in Absatz 2 Satz 1 die Worte „und im 
Küstenmeer“ eingefügt, um den unzulässigen 
Fischfang durch Ausländer lückenlos erfassen zu 
können. 

Zu §6 

Der Ausschuß ist hier der Gegenäußerung der Bun- 
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 
gefolgt und hat zur Klarstellung eine redaktionelle 
Änderung vorgenommen. 

Zu §9 

Der im Entwurf vorgesehene Rahmen für eine 
Geldbuße erschien dem Ausschuß mit 50 000 DM 
weitaus zu niedrig. Bei der Ausdehnung dieses Rah- 
mens auf 150 000 DM wurde berücksichtigt, daß in 
der Fischerei die wirtschaftlichen Vorteile aus der 
unzulässigen Fischereiausübung generell sehr be- 
trächtlich sind, und neben diesen auch die ökologi- 
schen Schäden von Verstößen gegen die Fischerei- 
regelungen sowie Erwägungen der allgemeinen Ab- 
schreckung gegen solche Verstöße einen weitaus 
höheren Geldbuße-Rahmen gebieten, als er im Re- 
gierungsentwurf vorgesehen ist. Dabei ist der Aus- 
schuß auch Anregungen der Küstenländer entge- 
gengekommen. 

Die übrigen Änderungen in den §§ 9 und 13 sind 
Berichtigungen offenkundiger Unrichtigkeiten. 

Im übrigen wurden bei den Ausschußberatungen 
Stimmen laut, die eine koordiniertere und wirksa- 
mere Überwachung der Fischereiausübung in den 
deutschen Fischereizonen durch die verschiedenen 
Träger der Überwachung bei Bund und Ländern 
forderten. 

Der Entwurf fand bei einer Stimmenthaltung die 
einhellige Billigung des Ausschusses. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, der Vorlage — Drucksache 10/1021 — nach 
Maßgabe der Beschlußempfehlung zuzustimmen. 


Bonn, den 9. April 1984 
Eigen 

Berichterstatter 
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